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Änderungsantrag 

des Abgeordneten Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten 
sowie zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz - HEZG) 
— Drucksachen 10/2677, 10/3518 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Artikel 1 Nr. 12 werden in § 1227 a Abs. 1 RVO die Worte 
„12 Kalendermonaten" durch die Worte „36 Kalendermona- 
ten" ersetzt. 

2. Jn Artikel 1 Nr. 19 werden in § 1251 a Abs. 1 RVO die Worte 
„Für die Erfüllung der Wartezeit werden Müttern und Vätern, 
die nach dem 31. Dezember 1920 geboren sind, Zeiten der 
Kindererziehung vor dem 1. Januar 1986 in den ersten 
12 Kalendermonaten nach Ablauf des Monats der Geburt des 
Kinties angerechnet", durch die Worte „Für die Erfüllung der 
Wartezeit werden allen Müttern und Vätern Zeiten der Kinder- 
erziehung vor dem 1. Januar 1986 in den ersten 36 Monaten 
nach Ablauf der Geburt des Kindes angerechnet," ersetzt. 

3. In Artikel 1 Nr. 46 werden in § 1385 Abs. 3 Buchstabe f RVO die 
Worte „75 vom Hundert" durch die Worte „100 vom Hundert" 
ersetzt. 

4. In Artikel 7 erhält § 18 a Abs. 1 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch folgende Fassung: 

„(1) Bei einer Witwenrente oder Witwerrente oder einer 
Hinterbliebenenrente an frühere Ehegatten sind als Einkom- 
men sämtliche Einkünfte zu berücksichtigen." 

Bonn, den 19. Juni 1985 

Bueb 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung führt in der vorgelegten 
Form zu zahlreichen Ungerechtigkeiten. Mit dem hier vorgeleg- 
ten Antrag sollen die gröbsten Fehler des Entwurfs geändert 
werden: die völlig ungenügende Anerkennung der Kindererzie- 
hungszeiten sowie die ungerechte Anrechnung von Einkommen. 
Im Hinblick auf die Anerkennung von Kindererziehungszeiten 
sieht der Änderungsantrag vor 

— die Kindererziehungszeiten von einem auf drei Jahre auszu- 
weiten, 

— die rückwirkende Anerkennung allen Müttern, d. h. auch den 
heutigen Rentnerinnen zugute kommen zu lassen und sie 
nicht nur auf künftige Rentnerinnen zu beschränken (Aner- 
kennung der „Trümmerfrauengeneration") und 

— die Kindererziehungszeiten mit dem Durchschnitt der Arbeit- 
nehmereinkommen und nicht nur, wie vorgesehen, mit 75 
v. H. zu bewerten. 

Im Hinblick auf die Anrechnung von Einkommen sieht der Ände- 
rungsantrag vor, sämtliche Einkommen in die Anrechnung mit 
einzubeziehen und die Anrechnung nicht nur auf Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen zu beschränken. 

Die Ausweitung der Kindererziehungszeiten entspricht den For- 
derungen, die sämtliche Frauenorganisationen, Gewerkschaften, 
aber auch die Gliederungen der Regierungsparteien selbst formu- 
liert haben. Die Ablehnung einer einigermaßen hinreichenden 
Anerkennung der Kindererziehungszeiten im Regierungsentwurf 
schreibt die Diskriminierung der Frauen im Rentenrecht fort. 

Die Beschränkung der Einkommensanrechnung im Regierungs- 
entwurf auf Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen begünstigt 
die Bevölkerungsgruppen, die ohnehin zu den Privilegierten 
gehören: die Bezieher von Kapitaleinkünften, von Immobilien- 
und Unternehmereinkommen, Beamte, Bezieher von Betriebs- 
und Zusatzrenten, Lebensversicherungen. Diese Einschränkung 
ist verteüungspolitisch nicht zu begründen. 

Im Falle der Annahme des Änderungsantrages sind die geplanten 
Neuregelungen im AngVG, RKG, AngVNG sowie des KnNG 
entsprechend zu ändern. 
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